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2. GRUNDSÄTZE

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Was das Skigebiet betrifft, bezweckt die Kantonspolitik, ein 
Gleichgewicht zu schaffen zwischen den Regionen mit touristischen 
Transportanlagen und den Räumen, die frei von Infrastrukturen 
bleiben und dem sanften Tourismus vorbehalten sein sollen. So 
geht es in erster Linie darum, das bestehende Angebot touristischer 
Transportanlagen zu erhalten und zu verbessern. Die Konkurrenz 
der alpinen Wintersportorte ist so gross, dass die Möglichkeiten, 
neue Skigebiete in den Freiburger Voralpen zu entwickeln, sehr 
beschränkt sind.

Eine restriktive Bewilligungspolitik für künstliche Beschneiungsanlagen 
rechtfertigt sich aufgrund der zahlreichen Belastungen, welche 
die Schneekanonen für den Boden, den Wasserhaushalt, die Tier- 
und Pflanzenwelt sowie die Landschaft bedeuten. Hinzu kommen 
die bedeutenden Mengen an Wasser und Energie, die für den 
Betrieb künstlicher Beschneiungsanlagen erforderlich sind. Deshalb 
ist es wichtig, dass diese weder die Trinkwasserversorgung der 
Bevölkerung gefährden noch der Wasserqualität schaden. So 
wünscht der Kanton keine künstlichen Beschneiungsanlagen zu 
bewilligen, welche die vollständige Beschneiung einer Piste bzw. 
eines ganzen Skigebiets ermöglichen.

Der Betreiber einer touristischen Transportanlage ist verpflichtet, 
die nötigen Vorsichts- und Schutzmassnahmen zu ergreifen, um die 
Skiläufer vor Lawinengefahren zu schützen. Diese Sicherheitspflicht 
erstreckt sich auf die präparierten Pisten und auf die offenen 
und einsehbaren angrenzenden Gebiete, die sich zur Ausübung 
des Skisports eignen.
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